
EMPIRISCHE WAHLFORSCHUNG AUF DER SUCHE 
NACH DEM RATIONALEN WAHLER 

Politische Sachfragen als Bestimmungsfaktoren des Wahlverhaltens in der 
Bundesrepublik und in den Vereinigten Staaten1 

Von Hans Rattinger 

Einleitung 
»Demokratie ist die Staatsform des mündigen Bürgers. Bedeutet Mündigkeit all-
gemein die Fähigkeit, >sich seines Ventandes ohne Leitung eines anderen zu bedie-
nen<, so meint Mündigkeit im politischen Bereich die Fähigkeit eines Volkes, sich 
selbst Gesetze zu geben und nach diesen Gesetzen zu leben.« So fonnulien Greiffen-
hagen1 in Anlehnung an Kant und bringt damit auf den Begriff, was in westlichen 
Demokratien als weithin unbestrittene Norm gilt: Der mündige Staatsbürger soll in 
der Lage sein, auf dem Felde der Politik bewußt aktiv zu werden und Einfluß auf 
das politische Geschehen zu nehmen. Da für die meisten Staatsbürger die Teilnahme 
an politischen Wahlen die qualitativ wie quantitativ bedeutsamste Form der aktiven 
politischen Panizipation ist, muß ihre Mündigkeit sich zunächst und vor allem in 
ihrem Wahlverhalten erweisen. Das demokratische Ideal fordert einen rationalen 
Wähler, der bestimmte Zielvorstellungen für sich selbst und für das Gemeinwesen 
reflektieren und artikulieren und die zu ihrer Durchsetzung notwendigen Entschei-
dungen treffen kann. Diese Vorstellung von Demokratie legt großen Wert auf die 
politische Bildung, deren Rolle sein soll, die kognitiven und affektiven Grundlagen 
einer verantwonlichen Mitgestaltung des politischen Prozesses durch den einzelnen 
zu vermitteln. 

Diese normativen Postulate über das von der demokratischen Verfassung impli-
zierte Menschenbild werden häufig bestimmten ·Klassikern« der politischen Theorie 
und Philosophie zugeschrieben. Nicht ganz unschuldig an dieser Zuschreibung ist 
Josef Schumpeter, der in seinem Spätwerk •Kapitalismus, Sozialismus und Demo-
kratiec1 seine eigene, empirisch fundierte Demokratietheorie explizit als Abkehr von 
den :.unrea)istischenc Maximen der i.k)assisc:henc Demokratietheorien formulierte. 
Es konnte allerdings gezeigt werden', daß Sc:humpeter in Form der angeblichen 
:.klassischen« Demokratietheorien mit überzogenen Partizipations- und Rationalitäts-
vontellungen einen Mythos kreien hatte. Zwar ergeben sich - zum Teil erzieherisch 
intendiene - Partizipationsforderungen als Konsequenz aus den von einigen :.Klas-

1 Dieser Aufsatz beruht auf einem im November 1978 an der Universität Hohenheim gehal-
tenen Vortrag. Wenvolle Anregungen für die Oberarbeitung gaben meine Kollegen Gerd 
Mielke und Karl Schmitt sowie Helmut Jung von Contest in Frankfurt, denen hiermit 
ganz herzlich gedankt sei. 

2 M. Greiffenhagen, -.Zur Theorie demokratischer Staauverfassungc in: Politische BilJ11ng 2 
(l 969), s. 3. 

3 Englische Originalausgabe: New York 1942; deutsche Obersetzung: Milnchen 1950. 
-4 C. Pateman, P•rticip•tion •nJ Dtmocratic Thtory, Cambridge 1970. 
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sikern« für ideal gehaltenen Gesellschaftsformationen. Besonders deutlich ist dies 
etwa bei Rousseau oder bei John Stuan Mill. Das Menschenbild eines rational-
deliberierenden und an eigenen subjektiven Interessen ebenso wie am objektiven 
Gemeinwohl ausgerichteten Stimmbürgers indessen findet man nicht. Empirische Be-
schreibungen der frühen amerikanischen Demokratie, wie etWa diejenigen Tocquevil-
les oder der Federalist Papers, zeichnen auch ein ganz anderes Bild. Von den Grup-
penegoismen rivalisierender Fraktionen ist da die Rede und von der Notwendigkeit, 
sie um des Funktionierens der Demokratie willen zu zügeln. 

Wenn nicht von den Klassikern, woher stammt dann das demokratisdie Idealbild 
des rationalen, partizipationsfreudigen homo politicus? Eine etwas despektierliche 
Antwon auf diese Frage wäre, daß es nicht zuletzt dem republikanischen Selbst-
bewußuein entstammt, das die im Laufe des 19. Jahrhunderts im ländlichen und 
kleinstädtischen Milieu der Vereinigten Staaten verwurzelte •grass roots demo-
cracy« bei breiten Schichten der amerikanischen Bevölkerung hervorgebracht hatte. 
Dieses kollektive Selbstvertrauen als •We, the Peoplec hatte im Lauf der Historie 
zusätzliche Impulse erhalten durch Vergleiche mit Panizipationsmöglicbkeiten im 
Ausland, etwa in den kriegslüstemen Monarchien Europas vor dem Enten Weltkrieg 
oder in den totalitären Regimes in der Periode zwischen den Weltkriegen. Gerade im 
letzteren Zeitabschnitt ventärkte der Zustrom von Emigranten aus den totalitär 
regienen Staaten Europas das Gefühl für die Oberlegenheit der eigenen amerikani-
schen Institutionen und Verhaltensnonnen. So schrieb etwa der Wiener Paul Lazars-
feld über die Präsidentschaftswahl von 19-40: »The wholesale suppression of civil 
rights in the totalitarian countries highlighted the picture of a nation democratically 
chosing a leader amid free discussion.«6 

Unabhängig von der Frage nach ihrer Herkunft ist die gegenwärtige Bedeutung 
von Partizipations- und Rationalitäunormen in der Demokratie unbestritten. Eine 
Verfassung, nach der alle Staatsgewalt vom Volke ausgeht und von diesem in Wahlen 
und Abstimmungen und durch besondere Organe ausgeübt wird, muß darauf bauen, 
daß diese Normen in einem gewissen Ausmaß auch die Realität beschreiben. Die 
historische Entwicklung vom Klassen- und Zensuswablrecht hin zur allgemeinen und 
gleichen Wahl ist unvorstellbar ohne den Glauben an die umfassende Verbreitung 
oder zumindest Verbreitbarkeit elementarer bürgerlicher Qualitäten wie Autonomie, 
Mündigkeit, Rationalität und Panizipationsbereitschaft. 

Ist die praktische Aktualität der besduiebenen Normen erkannt, stellt sich die 
Frage nach ihrem Realitätsgehalt. Diese Frage geht in allererster Linie an die empi-
rische Wahlforschung'. In politisdien Systemen, die neben der alltäglichen Eliten-
partizipation Massenpanizipation praktisch nur in Form von allgemeinen Wahlen 
kennen, ist der Wahlakt der kritische Test, in dem Rationalitätspostulat und Wirk-
lichkeit aufeinandenreffen. Die empirische Untersuchung von Wahlverhalten bietet 
gewissennaßen die einmalige Chance, das Ausmaß der Rationalität im politischen 
Verhalten breitester Bevölkerungsschichten zu ermessen. Die Wahlforschung hat dabei 
zwei Vorzüge auf ihrer Seite. Zum einen gehön sie zu den theoretisch und vor allem 
methodologisch am weitesten entwickelten Teildisziplinen der politischen Wissen-
schaft, zum anderen erfaßt sie mit ihrem Objektbereich die in unseren Systemen 
schlechthin zentrale Dimension der politischen Rationalitätsnorm. 

S P. F. Lazanfeld u. a., Tbt Ptopk's Choict, New York 19.f.f, S. l-4. 
6 Als Einf6hrunS? vgl immer nodi N. Diederich, Empirischt W .blforsch1mg, Köln 1965, 

sowie W. Kaltefleiter u. a., Empirischt Vl.hlforsch1tng. Paderborn 1979. 
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Im folgenden soll deshalb der Beitrag der empirischen Wahlforschung zur Erfas-
sung rationalen bürgerlidten Verhaltens in der Politik Schritt für Schritt geklärt 
werden: Erstens wird auf die Zerstörung des Idealbilds vom rationalen Wähler durch 
die frühen amerikanischen Wahlstudien eingegangen, zweitens auf die Versuche zur 
Rehabilitierung dieses Ideals seit der Mitte der sechziger Jahre. Anschließend werden 
die Erkenntnisse der noch jungen deutschen Wahlforschung den amerikanischen Er-
gebnissen gegenübergestellt. Zum Schluß werden einige Implikationen der vorliegen-
den Analysen diskutiert, und zwar sowohl für die weitere Beschäftigung der Wahl-
forschung mit dem Thema der Wählerrationalität wie auch für die Theorie der 
demokratischen Staatsverfassung. 

Die amerikanischen Pionierstudien 
Lazarsfeld war der erste, der die Entscheidungsprozesse der amerikanischen Wähler 
in einer großangelegten empirischen Studie beschreiben wollte. Ihre Budtpublikation 
The People's Choice1 uägt den programmatischen Untertitel How the 'fJoter makes 
up bis mintl in a presitltntial campaign. Lazarsfelds Ergebnisse bezüglidi der Frage 
der Wählerrationalität lassen sich rasch zusammenfassen: Politische Präferenzen und 
Wahlverhalten der Interviewpartner in Erie County hingen sehr stark ab von einigen 
wenigen sozialstrukturellen Variablen, nämlich dem sozio-ökonomisdien Status, der 
Religionszugehörigkeit und dem Stadt-Land-Gegensatz. Das Interesse an Politik und 
am Wahlkampf erwies sich dort am stärksten, wo eine eindeutige Prädisposition für 
einen bestimmten Präsidentschaftskandidaten bereits vor Beginn des Wahlkampf es 
vorlag. Bei diesen Befragten hatte der Wahlkampf aber nahezu ausschließlich Ver-
stärkungsfunktion, da abweichende Botschaften und Informationen herausgefiltert 
bzw. ignoriert wurden. Insof crn brachte seine Untersuchung eine vorweggenommene 
Bestätigung von Festingers später publizierter Theorie der kognitiven Dissonanz8• 

Befragte mit sich überschneidenden Gruppenmitgliedschaften mit entgegengesetzten 
parteipolitischen »Ladungen«, sogenannten »Cross pressuresc, legten das geringste 
Interesse am Wahlkampf an den Tag, sie ignorierten politische Informationen syste-
matisch, sie trafen ihre Wahlentscheidung sehr spät im Wahlkampf, entschieden sich 
häufig rein zufällig oder blieben der Wahl ganz fern. Unter den Befragten, die zwi-
schen den einzelnen Befragungszeitpunkten ihre politischen Präferenzen änderten, 
dominierten Wähler mit sehr geringem Interesse an Politik, die den Wahlkampf igno-
rierten. 

Diese hier nur holzschnittartig wiedergegebenen Ergebnisse Lazarsfelds bedeuteten 
einen schmerzhaften Schlag für die herrschende und allgemein akzeptierte Ideologie 
eines informierten, interessierten und engagierten Elektorats als Fundament der 
amerikanischen Demokratie. Nicht zuletzt spürte dies auch der Verfasser selbst. Er 
verzögerte ihre Veröffentlichung um zwei Jahre, wie er selbst sagt, aus Enttäuschung 
über den desillusionierenden Tenor seiner Resultate. 

Einen weiteren Schlag mußte das demokratisdte Selbstbewußtsein der Amerikaner 
durdi die Analysen des Survey Researdt Center der University of Michigan zu den 
Präsidentschaftswahlen von 1952 und 1956 hinnehmen, die unter dem Titel The 
American Voter von Angus Campbell und seinen Mitarbeitern veröffentlicht wur-

7 Vgl. Fußn. 5. 
8 L. Festinger, .A Tbtory of Cognitiw Dissonanct, Evanston 1957. 
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den•. Sie kritisierten, daß Lazarsfelds Ergebnisse nicht zuletzt durch die Betonung 
von statischen, sozialstrukturellen Erklärungsvariablen bedingt seien, und suchten die 
Ursachen der Stimmabgabe deshalb konsequenterweise vorwiegend im Bereich der 
politischen Psychologie. Vor allem die langfristig stabile, affektive Bindung an die 
Parteien, genannt Parteiidentifikation, die Orientierung an politischen Sachfragen 
und die Beurteilung der Kandidatenpersönlichkeiten sollten das Wahlverhalten er-
klären. Doch als Ergebnis stand schließlich fest, daß die Parteiidentifikation die zen-
trale Rolle spielte. Im Verlauf der politischen Sozialisation erworben, reflektierte sie 
in der Regel hauptsächlich die Parteibindungen und den sozialen Hintergrund der 
Elterngeneration. Ein gewisser Einfluß konnte noch den Kandidatenpenönlichkeiten 
- damals vor allem derjenigen Eisenhowers - zugesprochen werden; die issue-
orientation, die Ausrichtung an politischen Sachentscheidungen, blieb weit abgeschla-
gen und quantitativ nahezu unbedeutend auf dem letzten Platz. Trotz stark ab-
weichender Methodologie mußte für die Frage nach der Wählerrationalität das gleidte 
Fazit gezogen werden wie aus Lazarsfelds Studie: Der empirischen Wahlforschung 
war es wiederum nicht gelungen, die Idealfigur des rationalen Stimmbürgers in den 
konkreten Verhaltensweisen des amerikanischen Wählers wiederzuentdecken. 

Die Reaktion der amerikanischen Politischen Wissenschaft auf die Pionierstudien 
Auf diesen Befund wurde auf zweierlei Art und Weise reagiert. Im Bereich der 
Demokratietheorie erhielt die Sdiumpetersdie Sidit von Demokratie als einer Methode 
der Konkurrenz von Eliten unter sporadischer, aber periodisdier Einbeziehung der 
Mehrheit in Form von Wahlen Auftrieb. Manche Autoren, wie etwa Dahl, stellten 
in den Vordergrund ihrer Oberlegungen, daß in einer arbeitsteiligen Welt mit zahl-
reidien konkurrierenden Ansprüdien auf das knappe Zeitbudget des Staatsbürgers 
und Wählers apolitisches Verhalten der Regelfall, eine Zunahme der Partizipation 
eher ein Krisenindikator sei1•. Als Bestätigung ihres Standpunkts konnten sie auch 
die Civic-Culture-Studie von Almond und Verba heranziehen11• Am weitesten ging 
insgesamt wohl Sartori, für den sich politische Apathie der Massen als Stabilitäts-
kriterium der modernen Demokratie darstellt11• 

Der zweite Diskussionsstrang, der durch The People's Choice und The American 
Voter angestoßen wurde, bestand in Versudien, die destruktiven Implikationen dieser 
Studien durdi gegenteilige Evidenz aus dem Sattel zu heben. Diesem Versuch der 
Ehrenrettung des Ideals des rationalen Wählers den entsdieidenden Impuls gegeben 
zu haben, ist vor allem das Verdienst V. 0. Keys. In seinem Buch The Responsible 
Electorate verlieh er dem Unbehagen an den früheren Resultaten Ausdruck: »Die 
neuen Wahlstudien zeichnen kein nettes Bild vom Wähler. Dies ist nicht das Portrait 
von Wählern, die wohlüberlegte Entscheidungen treffen, wenn sie ihre bedeutsame 
Aufgabe wahrnehmen, Regierungen einzusetzen und abzuberufen.«11 Und als sein 
Ziel formulierte er, zu zeigen - so wörtlidi -, daß die Wähler keine Idioten sindi.. 

9 A. Campbell u. a., Tht ÄIMrican Vottr, New York 1960. Eine kritische Würdigung der 
Wirkung der Studie innerhalb der politischen Wissenschaft findet sich bei G. M. Pomper, 
•The Impact of >The American Voter< on Political Sciencec in: Political Scitnct 
Quarttrly 93 (1978), S. 617-828. 

10 R. A. Dahl, .A. Prtfact to Dtmocratic Thtory, Chicago 1956. 
11 G. A. Almond u. a„ The CifJic Cult11rt, Princeton 1963. 
12 G. Sartori, Democratic Theory, New York 1965. 
13 V. 0. Key, Tbe Responsible Electorate, Cambridge, Mus., 1966, S. -i. 
14 AaO., S. 7. 
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Die Mahnung Keys, die Ergebnisse der Wahlsoziologie der vierziger und fünfziger 
Jahre nicht als letztes Wort über die staatsbürgerlichen Qualitäten des amerikanischen 
Elektorats zu akzeptieren, fiel auf fruchtbaren Boden. Trotz offenkundig ungenü-
gender Methodologie seines empirisdten Vorgehens wurde Keys Wiederbelebung des 
amerikanische Kredos kritiklos - beinahe möchte man sagen begierig - angenom-
men, und seit Ende der sechziger Jahre erschienen in dichter Folge immer neue Publi-
kationen, die sich anschickten, unter Berufung auf ihn den amerikanischen Wähler 
gegenüber den Befunden der Forsdtergruppen um Lazarsfeld und Campbell zu 
rehabilitieren. Im Gegensatz zu deren »klassischen« Arbeiten, in denen Aussagen 
über die Wählerrationalität gewissermaßen als Nebenprodukt angefallen waren, 
wurden ihre Existenz und ihr Ausmaß hier explizite Untersudiungsziele. Es ist an 
dieser Stelle deshalb angezeigt, ganz knapp auszuführen, was dabei konkret unter 
»Rationalität« verstanden werden sollte und wie man entsprechendes Verhalten 
operational in den Griff zu bekommen versuchte. Die Antwort auf die Frage nadi 
dem Ausmaß der Wählerrationalität ist schließlich nicht zuletzt eine Funktion der 
Definition dieses vielstrapazierten Begriffes. 

Exkurs: Zum Rationalitätsbegriff 
Die Idealfigur des rational democratic citizen - wie auch ihr deuuches Pendant, 
der »mündige Bürger« - ist dadurdi gekennzeichnet, daß politische Partizipation 
nicht ausschließlich auf die Durchsetzung individueller Interessen abzielen, sondern 
sich auch an der Wahrnehmung gesellschaftlicher Notwendigkeiten und der Realisie-
rung bestimmter normativer Positionen orientieren solle. Dieser inhaltlich auf das 
Gemeinwohl bezogene Rationalitätsbegriff wird oft der rein formalen Definition 
von Anthony Downs aus seinem Werk An Economic Theory of Democracy gegen-
übergestellt, die sich als Grundlage der Modellbildung innerhalb der Politikwissen-
schaft und der »Neuen Politischen Ökonomie« als überaus fruchtbar erwiesen hat. 
Das Rationalitäuaxiom von Downs besagt, •that each citizen casts his vote for the 
party he believes will provide him with more benefits than any other«11• 

Diese Abgrenzung eines inhaltlichen von einem formalen Rationalitäubegriff mag 
für Anhänger des ersteren eine Selbstverständlichkeit sein, für Vertreter der Downs-
schen Definition erweist sie sich als künstlich und überflüssig, lassen sidi doch staats-
bürgerliches Pflichtbewußtsein und altruistische Motive ohne weiteres als Argumente 
in die Nutzenfunktion des Wählen integrieren. Definiert man Rationalität nach 
Downs als formale Eigenschaft von Enucheidungen, sieht man sich sofort dem gegen 
alle ökonomisch inspirierten Entsdieidungskalküle erhobenen Vorwurf ausgesetzt, 
man operiere mit zirkulären und tautologischen Definitionen". Obwohl dieser An-
satz der Kritik sich innerhalb der Sozialwissenschaften beträchtlicher Beliebtheit 
erfreut, neige ich doch der Auffassung zu, daß er der Downsschen Definition nicht 
gerecht wird. Der Wähler, der trotz einer zugunsten der Partei A ausfallenden sub-
jektiven Kosten-Nutzen-Kalkulation angesichts antizipierter Sanktionen seiner 
sozialen Umwelt für Partei B stimmt, mag ein rationaler Ehepartner oder ein ratio-
naler Gruppenangehöriger sein, ein rationaler Wähler im Sinne von Downs ist er 
eigentlich nicht. Es erscheint also durchaus sinnvoll, wenn nahezu alle amerikanisdien 

lS A. Downs, An Economic Theory of Democracy, New York 1957, S. 36. 
16 Z.B. P. E. Convene, »Public Opinion and Voting Bebavoirc in: F. L. Greenstein u. a. 

(H.), Hdndboole of Politkai Sdmce, flol. 4, Reading, Mass., 1975, S. 75-169. 



RAttingtr • Empirischt W ahl/orschung auf Jtr Sucht nach tltm rationalen Wahkr 49 

Autoren, die in Ansdiluß an Key sidi dem empirisdien Studium der Wählerrationali-
tät zugewandt haben, die Definition von Downs als Ausgangspunkt akzeptieren. 

Folgt man Downs audi in der Operationalisierung des Rationalitäubegriffs, wird 
offenbar, daß der Vorwurf der Zirkularität und der empirischen leere nicht zu 
Recht erhoben werden kann. Der rationale Wähler orientiert sidi nur an erwartetem 
Nutzen aus Handlungen alternativer Regierungen, nicht aber an der Genugtuung, 
den sympathisdieren Kandidaten oder die lebenslang präferierte Partei an der Madit 
zu sehen. Rationales Verhalten besteht mithin aussdiließlidi darin, so zu wählen, daß 
die bevorzugten politischen Alternativen (•courses of action•) möglichst kompetent 
und effektiv verwirklidit werden. legt man die Terminologie des .A.merican Voter 
mit der Dreigliederung :.Parties, Candidates, Issuesc zugrunde, dann ist rationales 
Wählerverhalten für alle praktischen Zwecke gleidibedeutend mit :.lssue votingc11, 

mit einem Wahlverhalten also, das unabhängig von Kandidatenpersönlichkeiten und 
Bindungen an Parteien widerspiegelt, wo der Wähler bei den anstehenden politisdien 
Sadif ragen seine Prioritäten setzt und von wem er erwanet, daß eine seinen eigenen 
Zielvorstellungen möglichst nahestehende Politik möglichst wirksam in die Tat um-
gesetzt wird (Ende des Exkurses). 

Die amerikanisdien Forsdiungen zur Frage der Wählerrationalität in der zweiten 
Hälfte der sechziger Jahre braditen zwei zentrale Ergebnisse. Auf der theoretischen 
Ebene erkannte man die Notwendigkeit, den Begriff der politischen :.Sachfrage• zu 
differenzieren. Hatte man den Begriff anfangs für die jeweils aktuellen großen poli-
tisdien Weidienstellungen reserviert - etwa Rückzug aus Vietnam oder Kampf bis 
zum Sieg -, erkannte man nun, daß politische Programmatik nicht umstritten zu 
sein braucht, um wahlrelevant zu werden. Wirtschaftliches Wachstum, Beförderung 
des Weltfriedens, Sparsamkeit der Verwaltung oder der Kampf gegen Korruption 
sind Programmpunkte, über die Dissens kaum aufkommen kann und die dennoch 
Wahlkämpfe beherrsdien können. Bezüglich soldier Sachfragen kann die in dem 
räumlidien Distanzmodell der Wahlentscheidung nach Stokes18 angebradite Frage 
• Weldie Partei steht programmatisc:b meinen Idealvorstellungen insgesamt am nädi-
sten?« vom Wähler nicht beantwortet werden. Statt dessen wird er sidi fragen müs-
sen, weldie Partei, welcher Kandidat fähiger sei, derlei allgemein akzeptierte Ziel-
vorgaben zu verwirklichen bzw. zumindest zu fördern. Dem Distanzmodell für 
umstrittene politische Alternativen ( »position issuesc genannt) enupridit das Kompe-
tenzmodell für vom gesellsdiaftlichen Konsens geforderte . Aufgaben ( :.valence 
issues• )11• Von einem rationalen Wähler ist zu erwarten, daß er die konkurrierenden 
politisdien Angebote unter diesen beiden Aspekten bewertet, bevor er seine endgül-
tige Enucheidung trifft. 

Als Hauptschwierigkeit bei der empirischen Untersuchung, wie sich im Verlauf der 
Zeit die relative Bedeutung des an Sadiproblemen orientierten Wahlverhaltens im 
Vergleich zur vorwiegend von Kandidatenimages oder der Parteibindung bestimmten 

17 Vgl. J. H. Kasel, •The Issues in laue Votingc in: Ä~ric"" Politic.J Sdtnct Rft1iftD 66 
(1972), s. 459-465. 

18 D. E. Stokes, »Spatial Models of Pany Competitionc in: Ä~rictm PoliticJ Scimct 
Rn1kvl 57 (1963), S. 368-377. 

19 Zur Unterscheidung von Positions- und Valenziaua TJI· D. E. Stokes, •Some Dpiamic 
Elements of Contests for the Presidency« in: Ä~tm Politic.J Scknct Rnllftll 60 
(1966), 19-28; ferner H. D. IClingemann, »Iaue-ltompeteDZ und Wahlentsc:heidungc in: 
Politischt Vinttljahrt1schrift H (1973), S. 227-256. 

Z. E. Policik I 4 



SO Rattinger • EmpirisdJe Wahlforsch1mg auf der Suche nach dem rationalen Wähler 

Stimmabgabe entwickelt hatte, erwies sich die Multikollinearität" zwischen diesen 
drei Erklärungsgrößen. Der nicht seltene Fall eines Wählers mit starker und stabiler 
Paneibindung, der den Kandidaten dieser seiner Panei bevorzugt, ihr die größte 
Lösungskompetenz für alle möglichen anstehenden Sac:bfragen zuspricht und ihr 
schließlich auch seine Stimme gibt, kann ja kaum eindeutig unter die Rubrik »ratio-
nales Wählerverhalten« eingeordnet werden. Zwar könnte sein, daß ein solcher Wäh-
ler sich ohne vorherige Festlegung dem Wahlkampf und den Programmen der kon-
kurrierenden Anbieter auf dem politischen Markt stellt, um dann zu dem Ergebnis zu 
kommen, daß auch diesmal die bislang von ihm affektiv bevorzugte Panei höhere 
Problemlösungskompetenz besitze. In der Regel liegt aber die Erklärung näher, daß 
die in der Interviewsituation gefordenen Einlassungen zu Kandidaten und politischen 
Sachfragen lediglich die Paneipräf erenz des Befragten widerspiegeln. 

Solche Schwierigkeiten werden durch das Problem der Multikollinearität nidit nur 
innerhalb des Kompetenzmodells, sondern auch innerhalb des Distanzmodells auf-
geworfen. Der rationale Wähler zeichnet sich dadurch aus, daß er mit seiner Stimm-
abgabe zur Realisierung eines von ihm bevorzugten Satzes politischer Alternativen 
beizutragen versucht. Er stimmt deshalb für denjenigen Konkurrenten oder diejenige 
Panei, von denen er die geringste Diskrepanz zwischen verwirkliditen Programmen 
und seinen eigenen Idealpositionen erwanet. Wenn eine deranige Kalkulation zum 
wiederholten Male zu von der bisherigen Paneiidentifikation abweichendem Wahl-
verhalten führt, wird ein Wechsel dieser Paneiidentifikation immer wahrscheinlicher. 
Andererseits gilt für »irrationale« Wähler, deren Wahlentscheidung vorwiegend 
durch Paneibindung oder Kandidatenimages geprägt wird, daß sie den eigenen Posi-
tionen und den Positionen der Parteien auf politischen Sachfragen geringere Bedeu-
tung beimessen und bei der Befragung dazu tendieren, ihre Antworten in Einklang 
mit ihrer Parteiidentifikation bzw. Kandidatenpräferenz zu bringen. Dies kann etwa 
so aussehen, daß der Befragte auf die Frage nach seiner Stellungnahme zu einem 
bestimmten politischen Sachproblem die Stellungnahme der Panei oder des Kandida-
ten reproduziert, die sein Venrauen genießen. Bei ganz geringem politischem Inter-
esse und dadurch bedingter minimaler Informationsaufnahme kann es sogar vor-
kommen, daß der Befragte seine eigene augenblickliche Präferenz bezüglich bestimm-
ter Sachfragen fälschlicherweise auf die Panei oder den Kandidaten seiner Wahl 
projizien. 

Als Fazit kann festgehalten werden> daß der Versuch, in Umfragedaten eher 
rationale von eher irrationalen Wählern empirisch zu trennen, auf außerordentliche 
methodologische Schwierigkeiten stieß. Für die erste Gruppe von Wählern wurde die 
Tendenz ermittelt, Kandidaten- und Paneipräferenzen nach der Haltung zu Sach-
fragen zu modifizieren, bei der zweiten Gruppe von Wählern ergab sich die um-
gekehrte Tendenz. In beiden Fällen manifestierte sich das Streben nach der Reduk-
tion kognitiver Dissonanzen. Die amerikanischen Wahlforscher trafen auf Bündel eng 
miteinander verzahnter Einstellungen und auf erhebliche Schwierigkeiten bei dem 
Versuch, Ursache und Wirkung zu entwirren11• 

20 Zur Definition des Begri1fs vg_l. 2. B. K.-D. Opp u. a., Ein/i4hr11ng in Jie Mthruariabltn-
analyst, Reinbek 1976, S. 168 ff. 

21 Vgl. etwa D. E. RePass, »lssue Salience and Party Choicec in: Amtrican Political Science 
Rt'Uitw 65 (1971), 389-400; oder G. M. Pomper, •From Confusion to Clarity: Issues 
and the American Voter, 1956-1968« in: Amtrican Political Scimct Rt'Uitw 66 (1972), s. 415-428. 
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Nicht zuletzt diese Schwierigkeiten waren dafür verantwortlich, daß zu Beginn der 
siebziger Jahre einige Forscher sich der Frage zuwandten, ob sich im Laufe der Zeit 
in der amerikanischen Wählerschaft einige zentrale Voraussetzungen für eine an 
politischen Sachfragen ausgerichtete Wahlentscheidung verstärkt hätten. Zum einen 
untersuchte man für die Wahlen nach dem Zweiten Weltkrieg, ob mit den Jahren die 
Wahrnehmung der Positionen der Parteien zu einigen wichtigen politischen Streit-
fragen genauer geworden war, da man vermeiden wollte, von rationalem Wahl-
verhalten zu sprechen, wenn ein Wähler in der Befragung seine momentanen Ziel-
vorstellungen auf die von ihm traditionell bevorzugte Partei projizierte. Man ver-
suchte also zu ermitteln, inwief em die kognitiven Voraussetzungen des Distanz-
modells sich empirisch nachweisen ließen. 

Zum anderen befaßte man sich mit der Entwicklung von Konsistenz und Kohärenz 
der Einstellungen zu Sachfragen. Dahinter steht die Annahme, daß widersprüchliche 
politische Einstellungen dann artikuliert werden, wenn die einzelnen Attitüden für 
die Befragten weitgehend belanglos und ohne persönliches Interesse sind, die Ant-
worten im Interview also praktisch zufällig oder aus momentanen Stimmungen her-
aus entstehen. Im Gegensatz dazu erwartete man bei politisch interessierten und 
engagierten Wählern - unter die man natürlich die rationalen Wähler eingruppierte -
ein zusammenhängenderes Geflecht politischer Zielvorstellungen ohne gravierende 
Widersprüche, wie es die Theorie der kognitiven Dissonanz vorhersagt. Nach dieser 
Oberlegung sollte es möglich sein, im längszeitlichen Vergleich durch Beobachtung 
des Anteils der Wähler mit halbwegs homogenen, widerspruchsfreien politischen 
Präferenzen den Umfang derjenigen Wählerschaft zu ermitteln, von der man am 
ehesten vorwiegend an sachlichen Positionen ausgerichtetes Wahlverhalten erwarten 
konnte. Um Mißverständnissen vorzubeugen, sei betont: Das Vorliegen einer ideolo-
gischen Struktur oder eines höheren Grades politischer Konzeptualisierung auf indi-
vidueller Ebene wurde nicht gleichgesetzt mit rationalem Wahlverhalten, wohl aber 
als eine affektive Vorbedingung solchen Verhaltens erkannt. 

Die Ergebnisse dieser neuen Forschung lassen sich knapp zusammenfassen. Man 
konstatiert, daß die Wahrnehmung der issue-Positionen der Parteien durch die Wäh-
ler von den fünfziger zu den siebziger Jahren an Präzision und Differenzierung 
gewonnen haben, daß im Verlauf der letzten 20 Jahre immer mehr Amerikaner 
ein relativ konsistentes, stabiles und an konkurrierenden Zielvorgaben ausgerichtetes 
politisches Weltbild entwickelt hätten11 und daß der Zusammenhang zwischen Ein-
stellungen zu Sachfragen und Wahlverhalten angestiegen sei". Im Gegensatz zu 
Key behauptet man nicht mehr, die frühen Pionierstudien hätten der Wählerrationa-
lität in den Vereinigten Staaten Unrecht getan. Vielmehr wird die beachtliche poli-
tische Bedeutung von Sachfragen in den späten sechziger und siebziger Jahren den 
•issue-losen« und von Parteiloyalitäten beherrschten fünfziger Jahren gegenüber-
gestellt. So heißt es etwa im Changing American Voter über die frühen fünfziger 
Jahre: •One found an electorate that was only mildly involved in politics; that 
thought about politics in relatively simple and narrow terms; that was allied with 
one or the other of the major parties by ties that were more a matter of habit than 

22 G. M. Pomper, Voter's Choke, New York 1975. 
23 N. H. Nie u. a., The Cbanging Ämmcan Votn. Cambridge, Mass., 1976. 
24 W. E. Miller u. a., LtaJership and Changt: Tht Ntw Politics and tht Ämnican Electro-

ratt, Cambridge, Mass., 1976. „. 
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of rational selection«11 ; über die jüngste Vergangenheit dagegen liest man bei Nie 
u. a.: • The electorate has developed a more coherent set of issue positions and uses 
those issue orientations as guides in voting•", und Pomper sagt: •Parties can now 
meaningfully stand as >groups of like-minded men< offering particular stances 
toward public issues. Their victories in elections can now reasonably be interpreted 
as related to the mass choice of one set of issue positions over another.c17 

Die neuere Forschung akzeptiert also, was die klassischen Wahlstudien an Erkennt-
nissen über das Ausmaß der Wählerrationalität in den Vereinigten Staaten erbrach-
ten. Gleichzeitig wird aber über fundamentalen Wandel berichtet, als dessen Ur-
sachen das Aufkommen von Problemen mit enormer politischer Sprengkraft - wie 
etwa die Rassenfrage und der Krieg in Vietnam - und das Vordrängen neuer 
Alterskohorten in das Gesamtelektorat" gesehen werden. Dieser Wandel zwingt zu 
der Frage, ob nun die fünfziger Jahre oder aber die sechziger und die frühen siebziger 
Jahre eine Abweichung von der •Normalität« darstellen. War die Eisenhower-Xra 
eine Ruhepause, in der die durch Depression, Weltkrieg und Koreakrieg erschöpfte 
Nation sich ein paar Jahre politischer Apathie gönnte, oder markiert sie vielmehr 
den Regelfall? 

Mangels zuverlässiger und aussagekräftiger Daten aus der Zeit vor dem Zweiten 
Weltkrieg wird in der neueren Forschung in der Regel der ersten Interpretation der 
Vorzug gegeben. Der Ruf des amerikanischen Wählers als homo politicus scheint 
damit gerettet zu sein. Die ersten systematischen Wahlstudien mußten zu derart 
destruktiven Schlußfolgerungen gelangen, weil sie in eine historische Ausnahme-
situation fielen. Die Aufbruchstimmung der sechziger Jahre, die zunehmende Ideolo-
gisierung der Politik, veränderte politische Sozialisationsbedingungen und das all-
gemeine Demokratisierungsbegehren hätten eine gründlidi veränderte Wählerschaft 
hervorgebracht, die in ihrer Mehrheit dem demokratischen Ideal eher entspreche, die 
politischen Auseinandersetzungen des Alltags verfolge, dazu Stellung beziehe und 
sie mit der Stimmabgabe zu beeinflussen versuche. 

Bis vor kurzem hätte man mit dieser optimistischen Note einen Oberblick über 
die amerikanischen Forschungen zur Wählerrationalität abschließen können. Inzwi-
schen ist jedoch eine Reihe von methodenkritischen Beiträgen erschienen, welche die 
zentralen Schlußfolgerungen über das Aufkommen einer neuen Politik und eines 
neuen Elektorats in Zweifel ziehen•. Sie gehen von der Frage aus, ob die in den 
Zeitreihenanalysen der letzten Jahre ermittelte Zunahme in der Konsistenz politi-
scher Zielvorstellungen und in ihrem Zusammenhang mit dem Wahlverhalten nicht 

25 N. H. Nie u. a., aaO., S. 14. 
26 AaO„ S. 346. 
27 G. M. Pomper, •From Confusion to Clarityc, S. 426. 
28 Vgl. P. R. Abramson, Gmn11tional Changt in Amtrican Poütics, Lexington 1975. 
29 M. Margolis, •From Confusion to Confusion: Issues and the American Voter (1956-

1976)• in: Amnican Political Scimct Rn1iew 71 (1977), S. 31-43; H. L. LeBlanc u. a., 
·Mass Belief Systems Revisitedc in: /o»mlll of Politics 39 (1977), S. 1082-1087; J. L. 
Sullivan u. a., •ldeological Constraint in the Mass Public: A Critique and Some New 
Findingsc in: Amtrican /o#mal o/ Political Sc~nct 22 (1978), S. 23l-249; G. H. Bishop 
u. a., ·Effeets of Question Wording and Format on Political Anitude Consistencyc in: 
P11blic Opinion QNArterly 42 (1978), S. 81-92; dies., •Change in the Structure of Ameri-
can Political Anitudes: The Nagging Question of Question Wordingc in: Ä1Mrican }o»r-
tud o/ Political Scimct 22 (1978), S. 250-269. Eine ausführliche Diskussion zwischen den 
Autoren des •Changing American Voterc und ihren Kritikern bringt Amtrican /o»mal 
of Political Scitnct 23 (1979) 1. 
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ein methodologisches Artefakt sein könnte. Zum einen wird dazu festgestellt, daß die 
seit Beginn der fünfziger Jahre angesprochenen Sachthemen von einer Umfrage zur 
nächsten variieren. Zieht man zum strengen Vergleich über die Zeit hinweg nur die-
jenigen Sachfragen heran, die regelmäßig thematisiert wurden, dann verflüchtigt sich 
der Befund steigender issue-Konsistenz und eines verstärkten Zusammenhangs mit 
dem Wahlverhalten. Die in jüngeren Studien im Vergleich zu den fünfziger Jahren 
erhöhte Konsistenz politischer Weltbilder geht also offenbar auch darauf zurüdt, 
daß die neuerdings einbezogenen Sachthemen sich zur Reproduktion widerspruchs-
armer »Ideologien« besser eignen. 

Zum zweiten wird auf einen einfachen Sachverhalt verwiesen, der von den V er-
tretem der These von den •new politics« vernachlässigt wurde: Die Frage nach der 
Einstellung des Befragten zu bestimmten politischen Sachthemen wurde vom Survey 
Research Center der University of Michigan im Jahre 1964 und wiederum im Jahre 
t 966 nicht unbedeutend modifiziert, vor allem was die Differenzierung der Antwort-
kategorien angeht. Daraus wurde bei einigen neueren Umfragen die Konsequenz ge-
zogen, die Befragten nach Zufallsverfahren in Untergruppen einzuteilen und inner-
halb jeder Untergruppe eines der verschiedenen Frageformate anzuwenden. Das 
verblüffende Ergebnis dieser Prozedur war, daß die mit der ganz ursprünglichen 
Frageformulierung konfrontierten Befragten die geringste Konsistenz ihrer politi-
schen Einstellungen und den schwächsten Zusammenhang zum Wahlverhalten auf-
wiesen, während die mit der Frageversion aus der Mitte der sechziger Jahre konfron-
tierten Interviewpartner am anderen Extrem rangierten. 

Diese Erkenntnisse werfen einen schweren Schatten auf die These eines im Ent-
stehen befindlichen •new American electorate«. Was in den verschiedenen Zeit-
reihenanalysen als Emporschießen politischen Bewußtseins bei den amerikanischen 
Wahlen von t 964 angesichts der Eskalation des Krieges in Vietnam und der Rassen-
frage interpretiert wird, mag sehr wohl das Produkt einer .Xnderung der Fragebögen 
sein. Wie so oft halten großartige Generalisierungen einem Stückchen Methoden-
kritik nicht stand. Es könnte sehr wohl sein, daß der amerikanische Wähler immer 
das gleiche war und ist, in den fünfziger wie in den siebziger Jahren. Der Eindruck 
des Wandels könnte durch den Wandel in den Meßinstrumenten der Sozialwissen-
schaftler verursacht worden sein. Die Frage nach der Wählerrationalität reduziert 
sich auf die Unsicherheit, welche Meßinstrumente denn nun die :.richtigen« sind. 
Bevor dieses Problem gelöst ist, müssen wir davon ausgehen, mit unserer Frage nach 
dem Umfang der Rationalität im Verhalten des amerikanischen Wählen wieder in 
die Ungewißheit zurückgestaßen worden zu sein. 

W ahlforsch•ng in Jer Bundtsrtpubük unJ Jas Problem rationalen W ahl«rh11lttns 
In der Bundesrepublik sah sich die Wahlforschung nach dem Zweiten Weltkrieg mit 
anderen Problemen konfrontiert als mit demjenigen der rationalen Stimmabgabe. 
Zunächst hatte sie sich angesichts fehlender Tradition erst einmal als eigenständige 
Disziplin innerhalb der Sozialwissensdiaften zu etablieren und die Erkenntnisfort-
schritte des Auslandes aufzuarbeiten•. Zum anderen war das Parteiensystem noch in 
beträchtlichen Umwälzungen begriffen. Die Parteineugründungen hatten zunächst 
personell wie strukturell an die Periode der Weimarer Republik angeknüpft. Diese 

30 Vgl. N. Diederidi, aaO. 
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aber war durch die Dominanz von Weltanschauungs-, Interessen- und Regionalpar-
teien gekennzeichnet. In einer solchen Situation ist rationales Wählerverhalten in 
der Regel gleichbedeutend mit Abstimmung für die parlamentarische Interessenver-
tretung der eigenen Gruppe oder Klasse; Parteibindung und sachlich-inhaltliche 
Orientierung fallen zusammen. Eine Neuauflage eines derartigen Parteiensystems in 
der Bundesrepublik war a priori nicht auszuschließen. Das deutsche „ Wahlwunder« 
war erst nach der Bundestagswahl von 1957 in vollem Umfang sichtbar: Die Inte-
gration der Flüchtlinge, das Aufgehen von Bayempartei und Zentrum in der CDU/ 
CSU und das KPD-V erbot schließlich hatten die innerparlamentarische und auch die 
außerparlamentarische Parteienlandschaft soweit gelichtet, daß für Anbieter und 
Nachfrager auf dem politischen Markt klar war, daß die verbliebenen Parteien alle 
politischen Aktionsfelder und alle sozialen Bereiche konkurrierend abde<ken mußten. 

Nach bescheidenen Anfängen vorwiegend im Bereich der kommerziellen Meinungs-
forschung und nur vereinzelter universitärer Forschung markiert der Beginn der 
sechziger Jahre den Aufschwung systematischer empirischer Wahlforschung in der 
Bundesrepublik. Der Rezeption amerikanischer Forschungsansätte, -ergebnisse und 
-methoden kommt dabei eine große Rolle zu, was sich an den thematischen Schwer-
punkten ablesen läßt. Intensiv befaßte man sich mit der Obertragbarkeit des Begriffs 
der Parteiidentifikation auf die Bundesrepublik. Eine derartige Obertragung ist 
angesichts der skizzenartig angerissenen historischen Verwerfungen im deutschen Par-
teiensystem alles andere als selbstverständlich, und sie beschäftigt noch heute zahl-
reiche Wahlforsdier, ohne daß definitive Ergebnisse vorlägen11• 

In den Bereich der Diskussion um die Rationalität der Wähler begab sich die 
deutsche Wahlforschung schon früh in Verbindung mit einer anderen zentralen 
Fragestellung, nämlich der Charakterisierung der Wechselwähler. Lazarsfelds Be-
fund, es handle sich hierbei vorwiegend um uninteressierte und uninformierte Wahler-
gruppen, regte aum hierzulande die Disqualifizierung der Wechselwähler als apoliti· 
schem •Flugsand« an, eine Disqualifizierung, die natürlich in diametralem Gegensatz 
zum demokratischen Kredo steht. Die Untersuchungen Fauls11 zur Bundestagswahl 
1957 und Kaases11 zur Bundestagswahl von 1961 zeigten im Gegensatz zu den 
amerikanischen Erkenntnissen, daß die Wechselwähler in der Bundesrepublik sich 
nach sozialem Status, Bildungsniveau und politischem Interesse tendenziell positiv 
von der Gesamtwählerschaft abheben. Die Frage nam den Motiven eines Wechsels 
der Parteipräferenz - insbesondere nach der Bedeutung politischer Streitfragen -
konnte allerdings in diesen Arbeiten nicht beantwortet werden. 

Die Rezeption der amerikanischen Diskussion um die Bedeutung des •Issue voting« 
setzte in der Bundesrepublik erst später ein. Gegen Ende der sechziger Jahre war es 
zwar unter deutschen Wahlforschern üblich", den Aufstieg der CDU/CSU in den 
fünfziger Jahren als Reaktion der Wähler auf das Wirtschaftswunder zu interpretie-
ren und die Erfolgstendenz der SPD in den semziger Jahren bis hin zur Regierungs-
beteiligung als Abwendung von einer CDU/CSU zu werten, die in der Wählerschaft 

31 Vgl. etwa J. Falter, •Einmal mehr: Ußt sich das Konzept der Paneiidentifikation auf 
deutsche Verhältnisse übertragen?« in: Politiscbt Vitrttljt1hrtsschrift 18 (1977), S. 476-500. 

32 E. Faul (H.), 'Wt1hlm NM Wihlt1 in WtsttltNtschlanJ, Villingen 1960. 
33 M. Kaue, Wtchstl von Parttipri/trtnztn: EiYU Analyst am Btispiel Jn BunJtstagS'flJabl 

1961, Meisenheim 1967. 
34 Z.B. M. Kaase, ·Die Bundestagswahl 1972: Probleme und Analysen« in: Politiscbt Vier-

ttliahresschrift 14 (1973), S. 145-190. 
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zunehmend als im Bereich der Wirtschafts-, der Ost- und der Deutschlandpolitik 
•verbraucht« beurteilt wurde. Trotz ihrer Plausibilität muß diese These als durch die 
damals verfügbaren Daten nicht hinreichend abgedeckt bezeichnet werden. Erst Pappi 
und Klingemann versuchten in ihrer Studie der Wählerbewegungen bei der Bundes-
tagswahl 1969, die Bedeutung politischer Probleme für die Wahlentscheidung syste-
matisch und empirisch zu beleuchten•. Sie gingen aus von einem Stimulus-response-
Modell der Wahlentscheidung, wobei als Stimuli politische Ereignisse und die Reak-
tionen der Parteien auf diese Ereignisse und als response die Bewertung der Parteien 
durch die Wahler und die endgültige Wahlentscheidung gesehen wurden. Im Gegen-
satz zu den amerikanischen Analysen stellten diese Autoren allerdings die issue-
Kompetenz der Parteien in den Vordergrund ihrer Studie, also die von den Befrag-
ten wahrgenommenen Problemlösungsfähigkeiten. Position-issues und das damit ver-
bundene Distanzmodell blieben völlig ausgeblendet, obwohl vom Stimulus-response-
Modell der Wahlentscheidung her diese Verengung der Fragestellung nicht als sinn-
voll erscheint. Leider ist diese Beschränkung von Datenerhebung und -analyse auf 
Valenzissues und das Kompetenzmodell innerhalb der deutschen Wahlforschung 
nahezu universell nachgeahmt worden. 

Inzwischen liegen auch zu den Bundestagswahlen von 1972 und 1976 mehrere 
vergleichbare Studien vor". Aus allen diesen Untersuchungen geht übereinstimmend 
hervor, daß die Kompetenzzuweisungen an die Parteien durch die Wähler in zen-
tralen Bereichen der Politik im Verlauf der letzten zehn Jahre eindeutige und nach-
haltige Verschiebungen erfahren haben. Weitgehend ungeklärt ist jedoch bis heute 
geblieben, welchen unabhängigen Einfluß diese Verschiebungen auf das Wahlerver-
halten ausgeübt haben, denn übereinstimmend wurde bei allen Befragungen fest-
gestellt, daß dem Wandel in der Kompetenzzuweisung ein paralleler Wandel in der 
Parteisympathie entspricht. Das führt dazu, daß praktisch alle mit kurzfristigen 
Wiederholungsbefragungen arbeitenden Forscher den Schluß ziehen, die von den 
Befragten zum Ausdruck gebrachte Parteisympathie als »Sammelkonto«17 für lang-
fristige affektive Parteibindungen, Kandidatenimages und Parteipolitik in allen mög-
lichen inhaJtlidien Bereichen aufzufassen. Die den Parteien zugesprochene issue-
Kompetenz reflektiert dann in der Regel den Saldo auf diesem Sammelkonto, ihr 
unabhängiger, kausaler Einfluß auf die Wahlentsdieidung erweist sich als praktisch 
kaum quantifizierbar. Ob Parteisympathie und Kompetenzzuweisungen an die Par-
teien sich zusammen verändern, Wandel in der Parteisympathie Wandel in der Kom-
petenzzuweisung produziert oder ob und wann der umgekehrte Kausalitätsstrom 
vorherrscht, der den rationalen Wähler ja schließlich definiert, kann noch kaum be-
antwortet werden. 

Schlüssigere Aussagen über das Vorliegen und das Ausmaß von an politischen Sach-
problemen ausgerichtetem Wahlverhalten könnten Wiederholungsbefragungen über 
längere Zeiträume hinweg erbringen. Die Erstellung einer derartigen Datenbasis ist 
enorm kostspielig, und die methodischen Probleme des Langfrist-Panels sind be-

35 H. D. KJingemann u. a., »Die 'W'ahlerbewegungen bei der Bundestagswahl am 28. Septem-
ber 1969c in: Politischt Vierteljahresschrift 11 (1970), S. 111-138. 

36 Vgl. mva die Beiträge in der Politischm Vierttljahrtsschrift 14 (1973) 2 und 18 (1977) 
213; ferner VI. Kaltefleiter, Zfl1ischm Konsens imtl Krist: EiM Analyst Jn B•natstdgs-
wahl 1972, Köln 1913; ders„ Vorspitl Z#m W'tchsel: EiM .Analyst der Bimdtstagtt11ttbl 
1976, Berlin t 977. 

37 So H. D. Klingemann u. a., »Affektive Paneiorientierung, Kanzlerkandidaten und 
Issuesc in: Politistht VinttljAhrtsschrift 18 (1977), S. 301-347. 
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trächtlich. Der potentielle Beitrag derartiger Untersuchungen ist eindrucksvoll de-
monstriert worden durch zwei kürzlidi veröffentlichte Analysen von längerfristigen 
Wiederholungsbefragungen des Sozialwissenschaftlichen Forsdiungsinstituts der Kon-
rad-Adenauer-Stiftung zu den Bundestagswahlen von t 972 und t 976. Meines Erach-
tens geben diese Arbeiten die bislang eindeutigsten Hinweise auf Existenz und 
Umfang des i.issue votingc in der Bundesrepublik. Garding'8 ist es gelungen, die-
jenige kleine Gruppe von Wählern zu isolieren, die sich längere Zeit vor der Bundes-
tagswahl 1972 mit der CDU identifizierten und auf den meisten politischen Ziel-
dimensionen mit Ausnahme der Ostpolitik mit dieser Partei übereinstimmten, die 
vor der Bundestagswahl dann aber - wohl unter dem Eindruck des Gerangels um 
die Ostverträge - ihre Parteiidentifikation aufgegeben hatten und für eine der 
Koalitionsparteien stimmten. Hier erscheint unzweifelhaft mangelnde Obereinstim-
mung mit einer zentralen politischen Aussage der bisher bevorzugten Partei als Ur-
sadie eines Wechsels der Parteipräferenz. Xhnlich geht Jung" vor, der denjenigen 
Teil der Wähler als auf jeden Fall durdi issues motiviert ermittelt, der einige Zeit 
vor der Bundestagswahl von t 976 die höchste KompetenZ zur Bekämpfung von 
Inflation und Arbeitslosigkeit einer anderen Partei als der bislang präferierten zu-
sprach und dann bis zur Bundestagswahl die Parteibindung dieser Kompetenz-
einschätzung angeglichen hatte. Allerdings erweist sich dieser kausale Zusammenhang 
als auf einen ganz geringen Anteil der Gesamtwählerschaft beschränkt. Ein Manko 
auch dieser Untenudiungen ist, daß sie diejenigen durchaus rationalen Wähler nicht 
in den Griff bekommen, die aufgrund politischer Kosten-Nutzen-Analyse bei der 
bislang bevorzugten Partei bleiben. 

Für die Bundesrepublik ergibt sidi somit als Fazit, daß von den beiden verfüg-
baren Ansätzen zur Ermittlung rationalen Wahlverhaltens der eine, das Distanz-
modell, noch kaum adaptien ist und daß der andere erst in wenigen Fällen fest-
zustellen erlaubt, in welchem Umfang J\nderungen in der Kompetenzzuweisung 
Veränderungen in der Parteibindung kausal vorangehen. Erst jetzt beginnt man, 
sich ernsthaft und mit erfolgversprechender Methodologie dem Problem zuzuwen-
den, inwieweit Wähler - und welche W"ahler - in der Bundesrepublik ihre Partei-
präferenz im Sinne des Modells vom rationalen Wählerverhalten stabilisieren bzw. 
ändern und damit politisch im eigentlichen Sinne wählen. Es zeichnet sich ab, daß 
es sich dabei um einen verschwindend kleinen Teil der Gesamtwählerschaft handelt. 

Folgerungtn fiir dit Wahlforschung 11nJ dit Dtmoltratitthtorit 
Welche Konsequenzen ergeben sieb aus dieser Bestandsaufnahme für die weitere 
Suebe der empirischen Wahlforschung nach dem rationalen Wahler und für das Vor-
liegen der gesellschaftlichen Voraussetzungen der Demokratie in der Bundesrepublik? 
Zunächst zur Wahlforschung. Drei Punkte sdieinen mir hier besonders wichtig: 

1. Durch die Konzentration auf den Kompetenzaspekt politischer Sachfragen ist 
die deutsche Wahlforschung dem Kernbereidi rationalen Wahlverhaltens noch nidit 
nahegekommen. Die Anwendung von Distanzmodellen ist geboten. Besonders viel-

38 H. Gardinz. i.Ostpolitik und Arbeitsplätze: Issues 1972 und 1976c in: D. Oberndörfer 
(H.), Wablnvnb.Ztm in tln Bimtltn-tpulilir Dt•tschLuul, Berlin 1978, S. 327-390. 

39 i-1. Jung, i.Okonomisdie Einstellungen und das Wahlverhalten auf dem Hintergrund 
sozialstrUktureller Variablen: Ein Zeitv~leidi zwischen 1973 und 1976« in: D. Obern-
dörfer (H.), Wihkrwrhaltm in J,., Btmtltn-tp•~lil1 Dt•tsmlAnä, Berlin 1978, S. 391-464. 
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versprechend erscheint die Ergänzung bundesweiter Repräsentativbefragungen durch 
detaillierte Studien über Regionen oder gesellschaftliche Schichten, die von bestimm-
ten Problemen besonders betroffen sind: Die politischen Konsequenzen der Kontro-
verse um die Errichtung von Kernkraftwerken und Entsorgungsanlagen lassen sich 
mit Sicherheit in detaillierten Untersuchungen über die Landkreise Emmendingen 
oder Lüchow-Dannenberg klarer erkennen als in bundesweiten Umfragen. Erleichte-
rungen des Reiseverkehrs nach Berlin und in die DDR sind für die Bevölkerung 
Berlins und für potentielle »Ostreisende« am relevantesten. Die politischen Effekte 
der Arbeitslosigkeit wird man auf der Individualebene am ehesten bei Arbeitslosen 
oder in Gebieten mit extrem hoher struktureller und/oder konjunktureller Arbeits-
losigkeit finden. 

2. Auch wenn die Disqualifizierung des Wec:hselwählers als »Flugsande es lohnend 
erscheinen läßt, ihn als den eigentlich »rationalen« Wähler zu rehabilitieren, darf die 
Untersuchung der Wählerrationalität nicht auf den Ausnahmefall des Wechsels der 
Parteipräferenz oder gar der Parteiidentifikation beschränkt bleiben. Auch über 
Jahre hinweg konstantes Wahlverhalten kann Ausdruck eines differenzierten politi-
schen Bewußtseins sein. Man wird sich hier besonders diejenigen Wählergruppen vor-
nehmen müssen, welche über längere Zeiträume hinweg nur sdiwache Parteibindung 
zu erkennen geben, aber dennodi konstant wählen. 

3. Die Gleichsetzung von rationalem Wählerverhalten mit •issue-votingc ist an-
fechtbar, wenn auch in der Forsdiungspraxis kaum zu umgehen. Allerdings sollte man 
es vermeiden, issue-Positionen oder die Lösungskompetenz für Sachfragen nur be-
stimmten Parteien zuzuordnen. Im Mehrparteiensystem der Bundesrepublik regiert 
in der Regel nicht eine Partei, sondern eine Koalition. Das bedeutet aber, daß der 
rationale Wähler nidit bei der Wahrnehmung der Positionen der Parteien und dem 
Vergleidi mit seinen eigenen Idealpositionen stehenbleiben kann. Vielmehr muß er 
Oberlegungen über die Chancen der Durchsetzung dieser Positionen bei möglidien 
und wahrsdieinlichen Koalitionen anstellen. Diesen Oberlegungen muß er dann die 
erwarteten parlamentarischen Kräfteverhältnisse der einzelnen Parteien gegenüber-
stellen. Bei diesem strategischen Kalkül mag sich dann durchaus erweisen, daß es im 
Einzelfall sinnvoll ist, nidit für die eigentlich von ihrer Programmatik her bevor-
zugte Partei zu stimmen, sondern für ihren potentiellen Koalitionspartner. Diese 
Oberlegung könnte etwa dann zum Zug kommen, wenn die parlamentarische Exi-
stenz dieses Koalitionspartners gefährdet erscheint oder wenn durch seine Stärkung 
eine Modifikation der erwarteten Koalitionspolitik in Richtung auf die eigenen 
Idealpositionen erwartet wird. In solchen Fällen ist es durchaus rational, für eine 
Partei zu stimmen, die einem programmatisdi nidit am nächsten, sondern am zweit-
nächsten steht. 

Was die Konsequenzen der bisherigen Forsdiung zur Wählerrationalität für das 
Vorliegen der Voraussetzungen funktionsfähiger Demokratie angeht, möchte ich auf 
zwei Aspekte eingehen, die sich beide dadurch ergeben, daß die empirische Wahl-
forsdiung bislang trotz einigen auch normativ engagierten Bemühens nicht in der 
Lage war nachzuweisen, daß es sidi bei •dem Wähler« im großen und ganzen doch 
um einen halbwegs verantwortungsbewußten, engagierten und zielstrebig handelnden 
» homo politicusc handelt. 

1. Es erscheint müßig, die Rationalität der breiten Wählersdiaft völlig ohne Bezug 
auf das politische Angebot der konkurrierenden Eliten zu diskutieren. Natürlidi gibt 
es gesellschaftliche Probleme, weldie in die politische Arena ohne Zutun der Parteien 
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treten. Daß politische Sachfragen aber von den Wählern differenzierter wahrgenom-
men und diskutiert werden als durch die Paneien dargestellt, kann ausgeschlossen 
werden. Die Paneien wirken an der öffentlichen Willensbildung mit und struktu-
rieren sie; dafür haben sie einen Verfassungsauftrag. Die Bilder von Politik, die bei 
den meisten Wählern vorherrschen, reflektieren die Art und Weise, in der die Par-
teien diesen Verfassungsauftrag wahrnehmen. Key vergleicht die Öffentlichkeit mit 
einem Resonanzkasten40 : •Even the most discriminating popular judgement can 
reflect only ambiguity, uncenainty, or even foolishness if those are the qualities of 
the input into the echo chamber.« Was die Politiker und Parteien andererseits in 
diesen Resonanzkasten eingeben, reflektiert das Bild, das sie sich von den Wählern 
madien. Wiederum Key41: „If politicians perceive the electorate as responsive to 
father images, they will give it father images. If they see voters most certainly 
responsive to nonsense, they will give them nonsense. If they see voters as susceptible 
to delusion, they will delude them. If they see an electorate receptive to the cold, 
hard realities, they will give it the cold, hard realities.« Wir haben da einen Rück-
koppelungseffekt: Werden die Wähler für unfähig zur Differenzierung und Konzep-
tualisierung von Politik gehalten, werden sie entsprechend bedient. Reproduzieren die 
Bürger dann simplistische Weltbilder, dann ist bestätigt, daß sie nur auf solche an-
sprechen. Welche enorme Verantwortung aus diesen Beziehungen für Parteien und 
Politiker erwächst, braucht nidit betont zu werden. 

2. Universelle Partizipation, die allgemeine Ausrichtung der Wahlentscheidung an 
umfassender und kritisdier Bewertung der konkurrierenden politischen Angebote, als 
demokratische Norm zu postulieren, ist zweifellos zulässig, sinnvoll ist es nicht. Un-
abhängig von der Norm wird ein Großteil der Bürger und Wähler in der Demokratie 
sich immer das Recht herausnehmen, seine knappe Zeit anders zu verwenden, als sich 
politisc.h zu informieren oder gar sich aktiv zu engagieren. Wenn es die Möglichkeit 
nicht gäbe, politische Bedürfnisse von anderen venreten zu lassen, würde sie rasch 
von denen erfunden, die im Zuge der gesellschaftlichen Arbeitsteilung darauf ver-
zichten wollen, ihre Interessen und Standpunkte permanent und überall selbst zu 
reflektieren, zu artikulieren und zu vertreten. Diese Bürger sind bereit - sei es aus 
Desinteresse, aus Bequemlichkeit oder aus positiven Erfahrungen heraus-, Vertrauen 
auf Zeit zu übertragen und diesen Vertrauensbezügen in der Wahl zu folgen, wenn 
dem nicht gravierende Ereignisse entgegenstehen. Derartiges an generalisienen Ver-
trauensbezügen orientiertes Wahlverhalten ist im Sinne der Definition nicht rational. 
Auf einer höheren Ebene als der des Wahlverhaltens betrachtet, kann die Entschei-
dung zur Bereitschaft, Vertrauen entgegenzubringen, jedoch durchaus als rational 
beurteilt werden. Wenn man davon ausgeht, daß permanente Masseninvolvierung in 
die Politik eine Illusion darstellt, dann kann es nicht das sdilechteste Zeichen für das 
Funktionieren einer Demokratie sein, wenn ein beträchtlicher Teil der Bürger und 
Wähler bereit ist, einmal erworbene politische Loyalitäten zumindest so lange bei-
zubehalten, wie die Adressaten dieser Loyalität seine Erwartungen nicht allzusehr 
enttäuschen. 

40 V. 0. Key, aaO., S. 2 f. 
41 AaO., S. 6. 
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